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BETRIFFT: Ent'WUrf eines Gerichts- und Justizver­
waltunqsgehUnrenqesetzes 1985 

Unter Bezugnahme auf die Uberaen~ungsnote des Bundesministeriums 

fUr Justiz vom 19.4.1984, GZ. IB.009/37-1 7/84, gestattet sich die 

KamMer zu dem Entwurf eines Gericnts- und Justizverwaltungsge­

bUhrengesetzes 1985 vorerst festzuhalten, daS die geplanten Ände­

rungen auf die T~tigkeit des Wirtschaftatreuhänders kaum einen 

unmittelbaren 'Einfluß haben werden, sodaß hiezu lediglich aus 

allgeneiner wirtschaftlicher Sicht Stellung genommen wird. 

Das lobenswerte Ziel der Neuregelung, nfunlich eine Vereinfachung 

der GebUhrenberechnung sowie eine Verminderung des mit der Vor­

schreibung und Einbringung der GerichtsgebUhren verbundenen Ar­

beitsaufwandes, wird sicherlich teilweise durch die EinfUhrung 

öer PauschalgebUhren erreicht ~erden. Es 9011 n~lich ab 1985 fUr 

jedes Verfahren nur nehr eine Gebühr zu entrichten sein, unab­

hSngig davon, wieviele Schrifts~tze in diesem Verfahren gewechselt 

~erden, und unabhängig davon, wieviele Verhandlungen stattgefunden 

haben. Es soll a180 fUr die OebUhrenbernessung keinen Unterschied 

geben, ob ein Verfahren in der ersten Tagsatzung durch Versäumnis­

urteil endet oder ob es sich um ein langwieriges Verfahren han­

delt. Da aber sehr viele Verfahren durch Versäumnisurteil beendet 

werden, wird es in all diesen F~llen zu einer Mehrbelastung gegen­

Uber der bestehenden R&gelung Kommen. 
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Es scheint daher unwahrscheinlich, daß die !;:euregelung - wie 

geplant _ aufkammensneutral sein wird. Viel eher ist damit zu 

rechnen, daß die wirtschaft mit einer Erhöhung der Juatiz- und 

GerichtsverwaltungsgebUhren belastet werden wird. Da dies aber 

in Zeiten einer äußerst angespannten l-lirtschaft.lage unter allen 

UMständen zu vermeiden ist, wird es noch notwendig sein, nas 

PauschalgebUhrensystem insoweit abzuändern, daß es tatsächlich 

zu xeiner Mehrbelastung kommt. 

Die ~ammer bittet höflich U~ Kenntnisnahme und beoerkt, daß unter 

einem wunachgemSß 2S Ausfertigungen dieser Stellungnahme unmittel­

bar dem Preisidiul"'l des ~Tationalrates zugeleitet wurden. 

Der Präsident. 
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